
Studie zur Integration

Notwendige Mahnung
Von Angelika Wölk

D
ie Studie der Bertelsmann-Stiftung zum
Thema Integration ist ein wichtiger Bei-

trag zur Debatte. Sie lenkt den Blick gleich
auf mehrere wichtige Punkte. Zum einen:
Integration ist für die Zuwanderer mensch-
lich außerordentlich wichtig. Wer integriert
ist, fühlt sich eher wohl, fühlt sich eher an-
genommen, ist eher glücklich als jemand,
der glaubt, nicht hierhin zu gehören. Gut
integrierte Zuwanderer stabilisieren die De-
mokratie, bereichern die Gesellschaft.

Aber all dies kann man schlecht in Zah-
len fassen. Doch die Kosten mangelnder In-
tegration, die kann man jetzt beziffern –
dank der neuen Studie. Und sie belegt: In-
vestitionen in die Integration sind keine Sa-
che von Gut-Menschen. Nein, diese Investi-
tionen zahlen sich aus. Zuwanderer, die gut
eingegliedert sind, haben bessere Chancen
auf dem Arbeitsmarkt, können viel eher
Steuern und Sozialabgaben zahlen.

Politiker sollten diese Studie als ständige
Mahnung verstehen. Deutschland ist zwar –
endlich – als Einwanderungsland aner-
kannt. Aber mit dem zweiten Schritt hapert
es noch immer gewaltig: Es muss viel mehr
Geld in die Bildung gesteckt werden.

NOKIA SCHLIESST WERK IN BOCHUM

Facharbeiter fehlen
Rumänien boomt zwar wegen günstiger Grundstücke und niedriger Steuern.

Doch es mangelt an ausgebildetem Personal. Das könnte auch die Finnen treffen

Von Alexandra Trudslev

Essen/Cluj. Dass Nokia nach
Rumänien geht, ist kein Zufall.
Das strukturschwache ehema-
lige Ostblockland boomt,
seit es vergangenen Januar der
EU beigetreten ist. Billige Löh-
ne, preiswerte Grundstücks-
preise und eine niedrige Be-
steuerung der Unternehmen
(16 Prozent) locken weltweit
Investoren an. Doch dem
Boom könnte Ernüchterung
folgen: In Rumänien fehlen
Facharbeiter.

Etwa die Hälfte der qualifi-
zierten Nachwuchskräfte ar-
beitet derzeit gar nicht in Ru-
mänien. Nach Schätzungen
der Bundesagentur für Arbeit
verdienen rund drei Millionen
Rumänen im europäischen
Ausland ihr Geld. Ein Durch-
schnittsarbeiter erhält derzeit
nicht mehr als 300 Euro pro
Monat, da locken die Löhne
im Ausland. Nun haben die In-
vestoren das Nachsehen: „Ei-
ne ganze Generation gut aus-
gebildeter Ingenieure ist zum
Arbeiten nach Spanien und
Portugal gegangen”, erzählt
der Leiter der Niederlassung
des deutschen Unternehmens
„Harting” in Rumänien.

Kaum Berufsschulen

Das Familienunternehmen
aus Bielefeld mit einem Jahres-
umsatz von 345 Millionen Eu-
ro hat am Rande von Her-
mannstadt (Sibiu) im hügeli-
gen Siebenbürgen eine gewal-
tige neue Fertigungsanlage für
Netzwerkverbindungen er-
richtet. Ähnlich wie Nokia es
tun will. Auf einem Acker, wo
bisher Bauern ihren Mais an-
bauten, an einer frisch asphal-
tierten Durchfahrtsstraße zwi-
schen Hermannstadt (Sibiu)
und Klausenburg (Cluj) pro-

Im rumänischen Cluj liest eine Frau die Stellenanzeige des neuen Nokia-Werkes. Foto: ddp

duzieren nun rumänische Ar-
beiter kleine Plastikteile für
den Weltmarkt. Die Ansied-
lung in Rumänien bietet, so be-
richtete der Werksführer bei
einer Besichtigung, „auch He-
rausforderungen”: Eine kon-
stante Stromversorgung sei
hier noch nicht selbstver-
ständlich, viele Arbeiter könn-
ten sich kein eigenes Auto leis-
ten, deshalb müssten Werks-
busse die Menschen aus dem
Umland einsammeln.

Sonntagsschichten seien
unbeliebt, die Arbeiter nicht
immer zuverlässig. „Manche
kommen einfach nicht.” Und:
Die Auswahl an qualifizierten
jungen Mitarbeitern ist zuneh-
mend ein Problem. Es gibt fast
keine. Einen Grund dafür
kennt Wilfried Schreiber, Pro-
rektor der Babes-Balouy-Uni-
versität in Klausenburg (Cluj):

„Es fehlt an richtigen Berufs-
schulen.” Mit dem Zerfall des
Kommunismus sei auch das
Ausbildungssystem in Rumä-
nien zum Erliegen gekommen.
Früher seien die staatlichen
Betriebe für die Qualifizierung
zuständig gewesen, aber die
seien nach 1989 aufgelöst wor-
den.

Boden wird teurer

Es klafft eine Ausbildungs-
lücke. So könnte der Investo-
ren-Boom an einem hausge-
machten Problem scheitern:
postkommunistischer Fachar-
beitermangel. Nokia will in Ju-
cu, einem Dorf mit 4200 Ein-
wohnern in der Nähe von Cluj,
15 000 Mitarbeiter einstellen.
Wo die alle herkommen sol-
len, das bleibt unter diesen
Umständen noch fraglich.
Nach Medienberichten be-

steht dort für ungelernte Ar-
beiter kein Bedarf. Das kleine
Dorf feiert den 190 Hektar
großen Nokia-Gewerbepark
euphorisch. Es herrscht Gold-
gräberstimmung: Der Boden,
der dort früher für einen Euro
pro Quadratmeter zu haben
war, hat mit dem Zuzug von
Nokia eine immense Wertstei-
gerung erlebt. Bauern verlan-
gen jetzt 50 Euro pro Quadrat-
meter.

Löhne steigen

Ähnlich werden sich die
Löhne entwickeln. Laut der
Deutschen Außenhandels-
kammer in Rumänien sind seit
2002 die durchschnittlichen
Bruttolöhne um 163 Prozent
gestiegen. Es soll Arbeiter ge-
ben, die bei Nokia nicht anfan-
gen wollen, weil ihnen die Fin-
nen nicht genug zahlen.

DIE ANDEREN

Handelsblatt (Düsseldorf) zu Börsen
Die Panik der Märkte hat jetzt auch die ame-
rikanische Notenbank erreicht. Anders lässt
sich nicht erklären, warum die Federal Reser-
ve (Fed) nur eine Woche vor ihrer nächsten
Sitzung die Leitzinsen in den USA drastisch
um 0,75 Prozentpunkte gesenkt hat.Wenn es
der Fed wirklich um eine Rettung der Wirt-
schaft gegangen wäre, hätte sie auch noch
sieben Tage warten können.

Süddeutsche Zeitung (München)
Im derzeitigen Abwärtstrend droht alles, Er-
folgsfaktoren wie Exzesse, zu einem stinken-
den Gebräu vermischt zu werden, das den
Bundesbürgern signalisiert: Finger weg von
Aktien! Wenn die Masse der Deutschen diese
Maxime verinnerlicht, wird die Spaltung der
Gesellschaft in Arm und Reich zunehmen.

Berliner Morgenpost zu Hessen
Clement, heute in den Diensten eines großen
Energieversorgers, erregte nie den Verdacht,
dem SPD-Programm besonders nahe zu ste-
hen. Auf der anderen Seite kann es aber gut
sein, dass Clement in der linken Wählerschaft
in den letzten Tagen ein Jetzt-erst-recht-Ge-
fühl mobilisiert – auch in der Linkspartei.

UNSERE LESER

Zu „Insellösung für die Umweltzone”
Eine Lösung, die unter Druck zu Stande ge-
kommen ist. Mit ihr betreibt man Augenwi-
scherei. Unser Wohngebiet wird von der A 40
und vom Flugverkehr stark belastet. Diese
Verkehrswege schließt die Politik von der
Umweltzone aus. Sind wir Anwohner zweiter
Klasse? KlaudiaLange,Wattenscheid

Zu „10 000 Euro für gutes Deutsch”
Bekomme ich auch 10 000 Euro? Ich bin
nämlich „Wissenschafferin” für meine Kin-
der. Und das in der eigenen Muttersprache.
Somit trage ich auch zur Rettung der deut-
schen Sprache bei. Das Geld könnte ich ja für
ein Wissenschaftsstudium meines Nach-
wuchses verwenden. AstridWehner,Essen

Zu „Ältere sollen nicht in die Statistik”
So sieht also der Aufschwung der Großen
Koalition aus: Die Statistik wird geschönt,
Ältere werden zwangsberentet und auf dem
Papier haben zehntausende wieder einen Ar-
beitsplatz gefunden. Die Betroffenen nennen
das Rentenbetrug. RainerNowak,Herne

Krise an den Börsen

Auf dem falschen
Fuß erwischt

Von Thomas Wels

W
enn es noch eines Beweises bedurft
hätte, wie ungemütlich es auf dem in-

ternationalen Parkett zugeht, dann liegt er
jetzt vor. Der Tranquilizer namens Zinssen-
kung aus den USA zeigt mit Macht: Die
US-Finanzkrise hat auf den Rest der Wirt-
schaft übergegriffen. Und das ist ein
ernsthafter Befund.

Die Zinssenkung der US-Notenbank ist
als Notbremse für die Börsen gedacht, weil
niedrigere Zinsen für Anleger Aktien-Käufe
wieder attraktiver im Vergleich zu anderen
Geldanlagen machen und so den Kursver-
fall bremsen helfen. Zudem sollen niedrige-
re Zinsen die Amerikaner zum Geldausge-
ben in die Kaufhäuser treiben, gerne auch
auf Pump. Selbiges Ziel hat das US-Kon-
junkturprogramm von 150 Milliarden Dol-
lar. Bloß: Die Aktien-Anleger sind durch
die Bush-Aktion erst aufgeschreckt worden.

Wo Rauch ist, ist auch Feuer. So haben
Konjunkturprogramm und Zinssenkung erst
das Gespenst der Rezession zum Leben er-
weckt. Schließlich darf man davon ausge-
hen, dass Bush und der mächtigste Noten-
banker der Welt, Ben Bernanke, wissen,
warum sie derart große Werkzeuge aus ih-
ren Instrumentenkästen klauben. Die Börse
ist der Handelsplatz der Zukunft, und die
Erwartungen in eine Bewältigung der Krise
spiegeln sich in den internationalen Börsen-
barometern wider: Abwärts ist der Aus-
druck für schwindende Hoffnungen.

Wie viel Krise schwappt nach Deutsch-
land? Das ist die Gewinner-Frage, die der-
zeit keiner beantworten kann. Die Abhän-
gigkeit von den USA ist dank der Euro-Ge-
meinschaft für deutsche Unternehmen nicht
mehr so groß wie sie es einst zu D-Mark-
Zeiten war. Allerdings ist auch richtig:
Wenn die USA fiebern, hat die Welt Schüt-
telfrost.

Auch in Deutschland schlummern in den
Büchern der Banken jede Menge Risiken
aus den US-Immobiliengeschäften. Die ex-
akte Höhe ist noch unbekannt. Wenn Ban-
ken sich aber untereinander nicht vertrau-
en, dann steigt der Zins als Risikoprämie
fürs Geldausleihen. Dann wiederum verteu-
ern sich die Investitionen, die Unternehmen
mit Krediten bezahlen – mit Folgen für die
Auftragsbücher etwa der Maschinenbauer,
mit Folgen für die Zahl der Arbeitsplätze.

Wir werden mit dieser Unsicherheit leben
müssen. Die Politik allerdings könnte hel-
fen, die Wirtschaft etwas sturmsicherer zu
machen: Dazu aber wären mehr, nicht we-
niger Reformen hin zu flexibleren Arbeits-
märkten nötig. Insofern erwischt diese Krise
die Politik auf dem falschen Fuß.

GLOSSIERT

Ohne Hülle, aber mit Fülle

Unsereins kennt solche Filmchen ja nur
vom Hören, nicht einmal vom Sagen. Und
jetzt spielen die Sternchen aus solchen
Filmchen auf einmal im ganz normalen
Fernsehen mit, mit deutlich geringerem
Schmuddelanteil als in ihrem früheren Be-
ruf. Wenn Gina neuerdings wieder Michae-
la heißt und sich nicht mehr auf Laken,
sondern unter Kakerlaken windet, dann
fragt man(n) sich, was an der wohl erotisch
sein soll. Aber das ist letztendlich ja auch
egal. Hauptsache, die Saula hat sich zur
Paula gewandelt, rein moralisch gesehen.

Spannender ist der Vorgang allerdings
umgekehrt: Wenn die Paula zur Saula mu-
tiert. Wenn Britney Spears das Satansweib
in der Neuverfilmung eines Russ-Meyer-
Streifens mimt. Satansweib ist sie ja eigent-
lich jetzt schon. Ob Britney bei der Ver-
tragsunterzeichnung mal wieder zu tief ins
Glas geschaut und die Verdienst-Summe
doppelt gesehen hat? Fest steht: Das Mä-
del wird mal wieder unters Messer müssen.
Denn bei der Produktion gehört Vollbusig-
keit zur Grund-Qualifikation. Die Silikon-
Branche reibt sich schon die Hände. top

Das Ruhrgebiet erneuert sich schneller
Innovationsbericht 2007 bilanziert hohes Produktivitätswachstum. Aber: Gehälter hinken hinterher

Von Peter Szymaniak

Düsseldorf. In der Krise um
das Nokia-Werk in Bochum
macht der neueste „Innovati-
onsbericht 2007” im Auftrag
der Landesregierung dem
Ruhrgebiet Mut. Die Studie at-
testiert der Metropole im Ver-
gleich der anderen NRW-Re-
gionen Rheinland und Westfa-
len in den letzten Jahren eine
beeindruckende Aufholjagd.

Die Wirtschaft im Ruhrge-
biet wuchs in den ersten fünf
Jahren dieses Jahrhunderts mit
0,6 Prozent pro Jahr deutlich
schneller als in anderen Regio-

nen (0,0 Prozent Rheinland
und 0,2 Prozent Westfalen).
Besonders die Produktivität
zog im Ruhrgebiet an: Sie stieg
um 0,9 Prozent (ganz NRW:
0,4 Prozent).

„Aus einem Wachstums-
rückstand gegenüber Westfa-
len und dem Rheinland wurde
ein Wachstumsvorsprung”,
schreiben die Autoren des
RWI, des Stifterverbandes und
der Ruhr-Universität Bochum.

Der Strukturwandel des
Ruhrgebiets ist nach den For-
schungsergebnissen weiter vo-
rangeschritten als viele wahr-
nehmen: So hatte das Ruhrge-

biet 2005 nur noch einen In-
dustrieanteil von 15 Prozent –
niedriger als im Rheinland und
Westfalen. Umgekehrt stieg
der Anteil der Dienstleistungs-
branche kräftig an – auch die
Zahl der Erwerbstätigen in
dieser Branche nahm stärker
zu als im Bundesgebiet.

„Die bei vielen tief verwur-
zelten klischeehaften Vorstel-
lungen, beim Ruhrgebiet han-
dele es sich primär um eine In-
dustrieregion, sind überholt”,
heißt es in dem Innovationsbe-
richt. „Die heutige Wirt-
schaftsstruktur steht im Ruhr-
gebiet auf einer vergleichswei-

se modernen infrastrukturel-
len und technologischen Ba-
sis.” Doch der Strukturwandel
hatte auch große negative Fol-
gen für den Wohlstand der Re-
vierbürger: Das Pro-Kopf-Ein-
kommen liegt 19 Prozent un-
ter dem im Rheinland und 11
Prozent unter Bundesschnitt.

Die Wissenschaftler emp-
fehlen der Landesregierung,
die Innovationskerne „Neue
Werkstoffe” und „Nanotech-
nologie” im Ruhrgebiet weiter
auszubauen und die neue Initi-
ativen der Wirtschaft und
Kommunen zur „Metropole
Ruhr” zügig voranzutreiben.

Ein Unglück kommt selten allein

WAZ-Zeichnung: Nel
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Videokameras überwachen seit 2006 die
Hamburger Reeperbahn. In den ersten fünf
Tagen ereigneten sich fünf Gewalttaten, die
von keiner der Kameras erfasst wurden.
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